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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1971 Ausgegeben am 30. Juli 1971 78. Stück

268. Kundmachung: Abänderung der Artikel 1 und 55 bis 63 der Verfahrensordnung des Euro-
päischen Gerichtshofes für Menschenrechte

2 6 9 . Übereinkommen über die gegenseitige Anerkennung von Beschußzeichen für Handfeuer-
waffen samt Vorschriften über die Ständige Internationale Kommission mit
Anhang I und Anhang II

2 7 0 . Luftverkehrsabkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung
der Republik Irak samt Anhang

2 6 8 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 3. Juli 1971 betreffend die Abänderung der
Artikel 1 und 55 bis 63 der Verfahrensordnung des Europäischen Gerichtshofes für Men-

schenrechte

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat in seiner Sitzung vom 29. Mai 1970
beschlossen, Artikel 1 und Artikel 55 bis 63 seiner Verfahrensordnung (BGBl. Nr. 108/1963 in der
Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 123/1966, 105/1967, 315/1967, 166/1969 und 299/1970) wie
folgt neuzufassen:

(Übersetzung)

EUROPARAT
EUROPÄISCHER

GERICHTSHOF FÜR
MENSCHENRECHTE

VERFAHRENSORDNUNG
DES EUROPÄISCHEN

GERICHTSHOFES FÜR
MENSCHENRECHTE

Der Europäische Gerichtshof
für Menschenrechte

erläßt im Hinblick auf die
Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfrei-
heiten und deren Protokolle

die nachstehende Verfahrens-
ordnung:

Artikel 1

B e g r i f f s -
b e s t i m m u n g e n

Für die Zwecke dieser Ver-
fahrensordnung bedeutet:

a) „Konvention" die Konven-
tion zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten
samt Protokollen;
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b) „Protokoll Nr. 2" das
Protokoll Nr. 2 zu der Kon-
vention, durch das dem Euro-
päischen Gerichtshof für Men-
schenrechte die Zuständigkeit
zur Erstattung von Gutachten
übertragen wird;

c) „Plenum" den Europä-
ischen Gerichtshof für Men-
schenrechte in Plenarsitzung;

d) „Kammer" jede gemäß
Artikel 43 der Konvention ge-
bildete Kammer;

e) „Gerichtshof" sowohl das
Plenum als auch die Kammern;

f) „Richter ad hoc" jede Per-
son, die nicht gewählter Richter
ist und die von einer Vertrags-
partei gemäß Artikel 43 der
Konvention zum Mitglied einer
Kammer berufen wird;

g) „Richter" die von der
Beratenden Versammlung des
Europarates gewählten Richter
sowie die Richter ad hoc;

h) „Parteien" die klagenden
oder beklagten Vertragspar-
teien;

i) „Kommission" die Euro-
päische Kommission für Men-
schenrechte;

j) „Vertreter der Kommis-
sion" jedes Mitglied der Kom-
mission, das von dieser dazu
bestimmt ist, an der Prüfung
einer beim Gerichtshof anhän-
gigen Rechtssache teilzunehmen;

k) „Bericht der Kommission"
den in Artikel 31 der Konven-
tion vorgesehenen Bericht;

1) „Ministerkomitee" das Mi-
nisterkomitee des Europarates.

KAPITEL V

G u t a c h t e n
Artikel 55

Auf Gutachten wendet der
Gerichtshof neben den Bestim-
mungen des Protokolls Nr. 2



78. Stück — Ausgegeben am 30. Juli 1971 — Nr. 268 1425

die nachfolgenden Bestimmun-
gen an. Er wendet ferner die
sonstigen Bestimmungen dieser
Verfahrensordnung an, soweit
er dies für angezeigt hält.

Artikel 56
Der Antrag auf Erstattung

eines Gutachtens hat eine ge-
naue Bezeichnung der Frage, zu
der das Gutachten des Gerichts-
hofes verlangt wird, zu enthal-
ten. Er ist in vierzigfacher Aus-
fertigung bei der Kanzlei einzu-
bringen.

In dem Antrag sind ferner
anzugeben:

a) der Tag, an dem das Mini-
sterkomitee den in Artikel 1
Absatz 3 des Protokolls Nr. 2
bezeichneten Beschluß faßte;

b) Name und Anschrift der
Person oder Personen, die vom
Ministerkomitee bestellt wur-
den, um dem Gerichtshof etwa
benötigte Auskünfte erteilen zu
können.

Dem Antrag sind alle zur
Klärung der Frage dienlichen
Unterlagen beizufügen.

Artikel 57

(1) Nach Eingang eines An-
trags leitet der Kanzler umge-
hend eine Ausfertigung an den
Präsidenten, den Vizepräsiden-
ten und die Richter sowie die
Kommission weiter.

(2) Er unterrichtet die Ver-
tragsparteien von der Bereit-
schaft des Gerichtshofes, ihre
schriftlichen Stellungnahmen
entgegenzunehmen. Der Präsi-
dent kann beschließen, daß der
Kommission wegen der beson-
deren Art der Frage eine gleiche
Aufforderung zu übersenden ist.

Artikel 58

(1) Der Präsident setzt die
Fristen fest, innerhalb deren die
schriftlichen Stellungnahmen
oder sonstigen Unterlagen bei-
zubringen sind.

(2) Die schriftlichen Stellung-
nahmen und die sonstigen Un-



1426 78. Stück — Ausgegeben am 30. Juli 1971 — Nr. 268

terlagen sind der Kanzlei in
vierzigfacher Ausfertigung bei-
zubringen. Der Kanzler leitet je
eine Ausfertigung an die Rich-
ter, das Ministerkomitee, jede
Vertragspartei und die Kommis-
sion weiter.

Artikel 59

Nach dem Abschluß des
schriftlichen Verfahrens ent-
scheidet der Präsident, ob die
Vertragsparteien oder die Kom-
mission, die schriftliche Stellung-
nahmen vorgelegt haben, Gele-
genheit erhalten sollen, diese in
einer zu dem Zweck anberaum-
ten mündlichen Verhandlung zu
erläutern.

Artikel 60

Ist der Gerichtshof der Auf-
fassung, daß der Antrag auf
Erstattung eines Gutachtens
nicht unter seine in Artikel 1
des Protokolls Nr. 2 bezeichnete
beratende Zuständigkeit fällt, so
stellt er dies in einem begrün-
deten Beschluß fest.

Artikel 61

(1) Gutachten werden mit
Stimmenmehrheit des Plenums
abgegeben. Sie haben die Zahl
der Richter, welche die Mehr-
heit bilden, anzugeben.

(2) Jeder Richter kann, sofern
er dies wünscht, dem Gutachten
des Gerichtshofes eine Darstel-
lung seiner persönlichen, ent-
weder zustimmenden oder ab-
weichenden Meinung oder die
bloße Feststellung seines abwei-
chenden Votums beifügen.

Artikel 62

Das Gutachten wird in einer
öffentlichen Sitzung vom Präsi-
denten in einer der beiden
Amtssprachen verkündet, nach-
dem dies dem Ministerkomitee,
jeder Vertragspartei und der
Kommission vorher mitgeteilt
worden ist.

Artikel 63

Die ordnungsgemäß unter-
zeichnete und gesiegelte Ur-
schrift des Gutachtens wird im
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Archiv des Gerichtshofes ver-
wahrt. Der Kanzler übermittelt
dem Ministerkomitee, den Ver-
tragsparteien, der Kommission
und dem Generalsekretär des
Europarats je eine beglaubigte
Abschrift.

Kreisky

269.
Nachdem das am 1. Juli 1969 in Brüssel geschlossene Übereinkommen über die gegenseitige

Anerkennung von Beschußzeichen für Handfeuerwaffen samt Vorschriften über die Ständige Inter-
nationale Kommission mit Anhang I und Anhang II, welches also lautet:

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN
ÜBER DIE GEGENSEITIGE ANER-
KENNUNG VON BESCHUSSZEICHEN

FÜR HANDFEUERWAFFEN

Die Regierungen der Bundesrepublik Deutsch-
land, der Republik Österreich, des Königreichs
Belgien, der Republik Chile, des Spanischen
Staates, der Französischen Republik, der Italieni-
schen Republik und der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik sind

in der Erkenntnis, daß die zum Zwecke der
Aufstellung einheitlicher Bestimmungen für die
gegenseitige Anerkennung von amtlichen Be-
schußzeichen für Handfeuerwaffen geschlossene
Konvention vom 15. Juli 1914 den Erfordernissen
der modernen Technik nicht mehr entspricht,

über die folgenden Bestimmungen übereinge-
kommen:

Artikel I

Es wird eine Ständige Internationale Kom-
mission für den Beschuß von Handfeuerwaffen,
im folgenden Ständige Internationale Kom-
mission, kurzgefaßt C. I. P. bezeichnet, errichtet.

Ihre Aufgaben sind:

1. Die Apparate auszusuchen, die als Eich-
geräte zur Messung des Beschußdruckes
dienen, sowie die Meßverfahren auszu-
wählen, die von den amtlichen Dienststellen
anzuwenden sind, um auf genaueste und
praktischeste Weise den Gasdruck festzu-
stellen, den die Normalpatronen und Be-
schußpatronen entwickeln:

a) Bei den Jagd-, Schuß- und Verteidigungs-
waffen, mit Ausnahme der für den Land-
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See- und Luftkrieg bestimmten Waffen.
Die Vertragsparteien sind jedoch berech-
tigt, für die Gesamtheit oder einen Teil
der letztgenannten Waffen die ange-
nommenen Meßgeräte und Meßverfahren
zu verwenden.

b) Bei allen anderen in a) nicht genannten,
industriellen oder beruflichen Zwecken
dienenden Handgeräten, Waffen oder
Apparaten, die zur Fortbewegung eines
Geschosses oder anderen mechanischen
Stückes eine Ladung aus explosiver
Substanz verwenden, und deren Beschuß
von der Ständigen Internationalen Kom-
mission als notwendig anerkannt wird.

Diese Apparate werden als „Eichapparate"
bezeichnet.

2. Die Art und Durchführung der amtlichen
Beschußprüfungen zu bestimmen, denen die
in 1. a) und b) bezeichneten Waffen und
Geräte zu unterziehen sind, um jede Sicher-
heitsgarantie geben zu können.

Diese Prüfungen werden mit dem Ausdruck
„Beschußprüfungen" bezeichnet.

3. An den Gasdruckmeßgeräten und ihren
Bedienungsvorschriften sowie an den Be-
schußprüfungen alle Verbesserungen, Ände-
rungen oder Ergänzungen vorzunehmen,
die infolge der Entwicklung im Meßwesen,
der Entwicklung in der Herstellung von
Handfeuerwaffen und industriellen oder
beruflichen Zwecken dienenden Apparaten,
sowie deren Munition erforderlich sind.

4. Die Vereinheitlichung der Kammerabmes-
sungen der in den Handel gebrachten Feuer-
waffen sowie der Kontroll- und Prüfungs-
modalitäten für deren Munition anzu-
streben.

5. Die von den vertragschließenden Regierun-
gen erlassenen Gesetze und Bestimmungen
betreffend den amtlichen Beschuß von Hand-
feuerwaffen zu überprüfen, um sich zu ver-
gewissern, ob sie mit den in Anwendung des
obigen § 2 angenommenen Bestimmungen
übereinstimmen.

6. Festzustellen, in welchen Vertrags Staaten
die Durchführung von Beschußprüfungen
den Beschußprüfungen gemäß § 2 ent-
sprechen und eine Tabelle mit den Mustern
der von den amtlichen Beschußämtern dieser
Staaten sowohl derzeit als auch seit der
Unterzeichnung der Konvention vom
15. Juli 1914 verwendeten Beschußzeichen
zu veröffentlichen.
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7. Die in § 6 vorgesehene Feststellung zu
widerrufen und die Tabelle zu ändern,
sobald die in § 6 festgelegten Bedingungen
nicht mehr erfüllt werden.

Artikel II
Die Beschußzeichen der amtlichen Beschuß-

ämter der Vertragsparteien werden auf dem
Gebiet der anderen Vertragsparteien unter der
Bedingung anerkannt, daß sie Gegenstand der in
Artikel I, § 6 vorgesehenen Feststellung waren.

Artikel III
Die Zusammensetzung und Befugnisse der

Ständigen Internationalen Kommission werden
durch die diesem Übereinkommen beigeschlos-
senen Vorschriften festgelegt. Diese Vorschriften
bilden einen Bestandteil des Übereinkommens.

Artikel IV

Im Zweifelsfalle oder Streitfalle betreffend die
Auslegung oder Anwendung eines durch einen
in Anwendung des Artikels I dieses Überein-
kommens und des Artikels 5 der Vorschriften
gefaßten Beschlusses der Ständigen Internationa-
len Kommission festgelegten technischen Punktes
werden die betreffenden Regierungen das Gut-
achten der Ständigen Internationalen Kommission
einholen.

Artikel V

Dieses Übereinkommen liegt ab 1. Juli 1969
zur Unterzeichnung auf.

Artikel VI

1. Jede unterzeichnende Regierung wird der
Regierung des Königreiches Belgien die
Erfüllung der verfassungsrechtlichen, für die
Inkraftsetzung des vorliegenden Überein-
kommens erforderlichen Formalitäten mit-
teilen.

2. Das vorliegende Übereinkommen tritt am
30. Tag nach dem Eingang der dritten Noti-
fikation in Kraft.

3. Hinsichtlich der anderen unterzeichnenden
Staaten tritt dieses Übereinkommen am
30. Tage nach dem Eingang der in Absatz 1.
in Aussicht genommenen Notifikation bei
der Regierung des Königreiches Belgien in
Kraft.
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Artikel VII

1. Nach dem Inkrafttreten dieses Überein-
kommens kann jede Regierung, die nicht
unterzeichnende Regierung ist, dem Über-
einkommen beitreten, indem sie an die
Regierung des Königreiches Belgien auf
diplomatischem Wege ein Beitrittsansuchen
richtet, dem die in ihrem Hoheitsgebiet
geltenden Bestimmungen der Beschuß-
ämter beizuschließen sind.

Die Regierung des Königreiches Belgien
übermittelt das Ansuchen und die beige-
schlossenen Bestimmungen den vertrag-
schließenden Regierungen. Der Beitritt wird
wirksam, sobald alle Vertragsstaaten ihre
Zustimmung bekanntgegeben haben. Nach
Ablauf eines Jahres, gerechnet vom Datum
der Notifizierung der Vertragsparteien durch
die Regierung des Königreiches Belgien
über den Eingang des Ansuchens wird die
Nichtbeantwortung durch eine vertrag-
schließende Regierung als Zustimmung an-
gesehen.

2. Die Regierung des Königreiches Belgien
setzt alle vertragschließenden Regierungen
und den Sekretär der C. I. P. vom Datum,
an dem der jeweilige Beitritt wirksam wird,
in Kenntnis.

Artikel VIII

1. Eine Vertragspartei kann dieses Überein-
kommen frühestens drei Jahre nach seinem
Inkrafttreten kündigen. Die Kündigung
wird der Regierung des Königreiches Bel-
gien notifiziert und wird ein Jahr nach dem
Eingang der Notifikation wirksam.

2. Eine Kündigung durch eine Vertragspartei
wird lediglich hinsichtlich dieser Vertrags-
partei wirksam.

Artikel IX

Die Regierung des Königreiches Belgien noti-
fiziert allen unterzeichnenden und beigetretenen
Regierungen das Datum des Einganges der in den
Artikeln VI (1) und (3), VII und VIII (1) vorge-
sehenen Notifikationen.

Artikel X

Bis zum Inkrafttreten der von der Kommission
gemäß Artikel 5, Absatz 1 ihrer Vorschriften
gefaßten Beschlüsse bleiben weiterhin gültig: die
Meßgeräte zur Gasdruckmessung und die im
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Anhang I der Vorschriften über die Ständige
Internationale Kommission beschriebenen Be-
schußprüfungen sowie die im Anhang II der
Vorschriften erwähnten Regeln bezüglich der
Kammer-Mindestabmessungen der Eichapparate
zur Messung des Gasdruckes.

Artikel XI

Dieses Übereinkommen ersetzt die in Brüssel
am 15. Juli 1914 unterzeichnete Konvention zur
Aufstellung einheitlicher Bestimmungen für die
gegenseitige Anerkennung amtlicher Beschuß-
zeichen für Handfeuerwaffen und ihre Anhänge I
und II.

GESCHEHEN zu Brüssel, am 1. Juli 1969
in französischer Sprache, in einer Urschrift, die
in den Archiven der Regierung des Königreiches
Belgien hinterlegt wird, welche jeder der unter-
zeichneten oder beigetretenen Regierungen gleich-
lautende beglaubigte Ausfertigungen ausstellen
wird.

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu
gehörig bevollmächtigten Unterfertigten das vor-
liegende Übereinkommen unterzeichnet.

VORSCHRIFTEN ÜBER DIE STÄNDI-
GE INTERNATIONALE KOMMISSION

Artikel 1
Die Ständige Internationale Kommission zur

Prüfung von Handfeuerwaffen setzt sich aus den
Delegierten aller Vertragsparteien zusammen. Jede
Vertragspartei besitzt, unabhängig von der Zahl
ihrer Delegierten, eine Stimme.

Artikel 2

1. Am Ende jeder Sitzung wählt die Ständige
Internationale Kommission unter den Dele-
gierten des Staates, auf dessen Hoheits-
gebiet die folgende Sitzung stattfindet, den
Präsidenten für die folgende Sitzung.

2. Wenn die Kommission in Anwendung des
Artikels I des Übereinkommens es für
zweckmäßig erachtet, gewisse Forschungen
oder Versuche in kontinuierlicher Weise
fortzusetzen, so kann sie an dem für diese
Versuche gewählten Ort als Ausschuß oder
Unterausschuß zusammentreten. Der Präsi-
dent entscheidet im Einvernehmen mit den
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Delegationen über die Zusammensetzung,
das Ziel und die Arbeiten der Unteraus-
schüsse. Diese wählen aus ihrer Mitte einen
Präsidenten und einen Sekretär, der die Berich-
te im Namen des Unterausschusses abfaßt.

Artikel 3

Ein Ständiges Büro, an dessen Spitze sich ein
von der Regierung des Königreiches Belgien im
Einvernehmen mit den Vertragsparteien bestellter
Direktor befindet, wird beauftragt:

1. Während der Tagungen Vorsorge für das
Sekretariat der Ständigen Internationalen
Kommission zu treffen;

2. zwischen den Tagungen Vorsorge zu treffen
für den Schriftverkehr, die Verwaltungs-
und Archivdienste; unter dieser Bezeich-
nung zentralisiert das Ständige Büro Akten,
Dokumente und technische Publikationen, be-
wahrt die Stempel der offiziell anerkannten
Beschußzeichen auf, klassifiziert, übersetzt
und übermittelt den Vertragsparteien Infor-
mationen jeder Art über die Prüfung von
Handfeuerwaffen und Apparaten für indu-
strielle und berufliche Zwecke nicht nur der
Vertragsstaaten, sondern auch aller anderen
Staaten, sowie über die Modalitäten der
Kontrolle und Prüfung deren Munition.

Das Ständige Büro hat seinen Sitz in
Belgien.

Artikel 4

1. Die Ständige Internationale Kommission
tritt auf Einberufung durch das Ständige
Büro zusammen. Sie kann auf Ersuchen der
Delegation einer Vertragspartei einberufen
werden, muß jedoch einberufen werden,
wenn mindestens zwei Delegationen der
Vertragsparteien es beantragen.

2. Zu diesem Zweck geben die Vertrags-
parteien allfällige Änderungen in ihrer
Delegiertenliste der Regierung des König-
reiches Belgien bekannt, die das Büro davon
in Kenntnis setzt. Experten können in
beratender Eigenschaft zu den technischen
Sitzungen der Unterausschüsse zugelassen
werden, um bestimmte, näher beschriebene
Probleme zu behandeln.

3. Aus jedem Staat, der nicht unterzeichnender
Staat ist, kann ein Beobachter zu den
Sitzungen der Ständigen Internationalen
Kommission auf Grund eines allgemeinen
Übereinkommens zwischen den Vertrags-
parteien unter der Bedingung zugelassen
werden, daß er durch seine Regierung
hiezu offiziell bestellt wird.
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Sucht eine Regierung, nachdem sie sich
durch einen Beobachter bei drei aufeinander-
folgenden Tagungen vertreten ließ, um
einen Beitritt zum Übereinkommen nicht
an, wird ihr nicht mehr gestattet, sich bei
weiteren Tagungen vertreten zu lassen.

4. Bei den technischen Sitzungen der Unter-
ausschüsse können auf Ersuchen des Präsi-
denten des Unterausschusses und mit Zu-
stimmung aller Mitglieder dieses Unter-
ausschusses Experten aus Staaten, die nicht
unterzeichnende Staaten sind, in beratender
Eigenschaft eingeladen werden, um be-
stimmte, näher beschriebene Probleme zu
behandeln.

Artikel 5

1. Die Vertragsparteien ermächtigen die Stän-
dige Internationale Kommission, im Rahmen
der im Artikel I des Übereinkommens
näher beschriebenen Ziele alle zweckmäßigen
Beschlüsse zu fassen.

2. Das Ständige Büro übermittelt den Ver-
tragsparteien durch Vermittlung der Re-
gierung des Königreiches Belgien die Be-
schlüsse der Ständigen Internationalen Kom-
mission und insbesondere die Zeichnungen
und Pläne für die Eichapparate zur Messung
des Gasdruckes, die Tabellen für die ge-
normten Kammer- und Patronenabmessun-
gen sowie die Beschreibung der inter-
national anerkannten Beschußzeichen. Diese
Dokumente werden von der Kommission
laufend auf den letzten Stand gebracht.

Artikel 6

Um die Durchführung der vorstehenden Be-
stimmungen zu gewährleisten, übermitteln die
Vertragsparteien alle die Prüfung von Hand-
feuerwaffen betreffenden Gesetze, Verordnungen
und Erlässe sowie alle anderen, vom Ständigen
Büro erbetenen einschlägigen Dokumente auf
diplomatischem Wege der Regierung des König-
reiches Belgien, die diese dem Ständigen Büro
übermittelt.

Artikel 7

1. Die Beschlüsse der Ständigen Internationalen
Kommission sind Gegenstand einer Ab-
stimmung, die entweder im Laufe einer
Sitzung oder auf schriftlichem Wege erfolgt.

2. Die Beschlüsse werden mit einfacher Stim-
menmehrheit der anwesenden oder ver-
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tretenen Delegationen und unter der Be-
dingung gefaßt, daß die Anzahl der Stimmen
mindestens zwei Drittel der Gesamtzahl der
Mitgliederregierungen der Ständigen Inter-
nationalen Kommission beträgt.
Stimmenthaltungen, leere oder ungültige
Stimmenabgaben oder Zettel werden nicht
als Stimmabgabe angesehen.
Ergibt die Stimmenzählung Stimmengleich-
heit, so entscheidet die Stimme des Präsi-
denten.

3. Handelt es sich jedoch um die Anerkennung
von Beschußzeichen einer Vertragspartei, so
besitzt diese Vertragspartei kein Stimm-
recht.

4. Eine Vertragspartei kann anläßlich einer
Sitzung im Falle der Verhinderung Voll-
macht einer anderen Vertragspartei im
Rahmen der Vollmachtsgrenzen für die
Mandatarregierung erteilen.

5. Im Falle einer schriftlichen Abstimmung
ist den Delegationen eine Beantwortungs-
frist von 6 Monaten zu setzen, die ihnen in
Form einer Sendung mit Empfangsbestäti-
gung vom Direktor des Ständigen Büros
mitgeteilt wird. Diese Frist beginnt mit
dem Eingang der Mitteilung über die Fest-
setzung der Frist.

Die Nichtbeantwortung innerhalb dieser
Frist wird als Stimmenthaltung angesehen.

Artikel 8

1. Die Beschlüsse treten in Kraft, wenn inner-
halb von sechs Monaten nach der in Artikel 5
Absatz 2 vorgesehenen Notifikation keine
Vertragspartei bei der Regierung des König-
reiches Belgien Einspruch erhebt oder Vor-
behalte anmeldet.

Wenn eine Vertragspartei Einspruch gegen
einen Beschluß erhebt, so bleibt dieser hin-
sichtlich der anderen Vertragsparteien ohne
Wirkung.

Für den Fall, daß eine Vertragspartei zu
einem Beschluß Vorbehalte anmeldet, so
tritt dieser Beschluß nur dann in Kraft,
wenn die besagte Vertragspartei ihre Vor-
behalte zurücknimmt.

Als Datum der Zurücknahme wird das
Datum des Einganges der an die Regierung
des Königreiches Belgien adressierten Noti-
fikation angesehen.

Die Regierung des Königreiches Belgien
setzt die Ständige Kommission von jedem
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Einspruch, Vorbehalt oder jeder Vorbehalt-
zurücknahme in Kenntnis.

2. Bei Beschlüssen, die von der Kommission
gemäß Artikel I Absatz 7 des Überein-
kommens gefaßt werden, ist die Vertrags-
partei, deren Beschußzeichen nicht mehr
anerkannt werden und von der amtlichen
Tabelle gestrichen werden müssen, weder
berechtigt Einspruch zu erheben noch Vor-
behalte zu machen.

Artikel 9

Die offizielle Sprache der Ständigen Inter-
nationalen Kommission ist Französisch.

Artikel 10

Die Kosten des Ständigen Büros werden von
allen Vertragsstaaten gemeinsam getragen.

Die allgemeinen Kosten, Diäten und Reise-
kosten der Delegierten der Ständigen Inter-
nationalen Kommission, die bei Vollversamm-
lungen der Kommission oder Sitzungen der
Unterkommissionen bzw. aus ihrem Verkehr mit
dem Ständigen Büro entstehen, gehen zu Lasten
ihrer Regierung.

Artikel 11

Die vorliegenden Bestimmungen haben die
gleiche Gültigkeit und Dauer wie das Überein-
kommen, dessen Bestandteil sie bilden.

GESCHEHEN zu Brüssel am 1. Juli 1969 in
französischer Sprache in einer Urschrift.

ANHANG I

zu den
Vorschriften übet die Ständige Inter-

nationale Kommission

I. Einheitsgasdruckmessungen
Alle Vertragsstaaten und beitretenden Staaten

verpflichten sich, die Beschußstempel der offiziel-
len ausländischen Beschußämter den in ihren
eigenen Beschußämtern aufgedruckten Stempeln
gleichzustellen und gegenseitig anzuerkennen,
wenn die jeweiligen Beschußordnungen dieser
Ämter folgenden Grundsätzen nicht wider-
sprechen:

Der vollständige Beschuß einer Waffe aus
einem Probeschuß unter Druckverhältnissen, die
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einen bestimmten Wert nicht unterschreiten
dürfen, so wie einer vorherigen und einer nach-
folgenden genauen Kontrolle der Waffe zwecks
Ausscheidung fehlerhafter Teile und zwar:

vor dem Beschuß:
alle defekten Mechanismen und ungenügend

polierten Läufe sowie alle Läufe mit Fehlern, die
die Festigkeit der Waffe beeinträchtigen und die
beim Probeschuß nicht kontrolliert werden;

nach dem Beschuß:
alle jene Läufe oder Bestandteile, die durch den

Probeschuß Defekte oder Verformungen erlitten
haben.

Der eigentliche Beschuß findet statt, wenn die
Waffe soweit fertig ist, daß sie keinem Arbeits-
gang mehr unterzogen wird, der ihre Festigkeit
beeinflußt, oder an der vollständig fertiggestellten
versandbereiten Waffe.

II. Beschuß von Hinterladejagdgewehren mit
glattem Lauf

Für glatte Hinterladejagdgewehre sind zwei
Arten von Beschuß vorgesehen:

— der Normalbeschuß für Gewehre zum Ab-
schuß von Patronen, deren durchschnittlicher
Höchstdruck 650 Bar (Crusher-Messung) nicht
übersteigt;

— der verstärkte Beschuß für Gewehre, die zum
Abschuß von stärkeren Patronen bestimmt
sind.

1. Normalbeschuß:

Diesem Beschuß werden Gewehre der Kal. 12,
16 und 20 unterzogen, die mit Patronen geladen
werden, deren durchschnittlicher Höchstdruck
650 Bar nicht übersteigt (Durchschnittswert von
20 Schüssen).

Der Normalbeschuß besteht aus der Ab-
feuerung von mindestens 2 Patronen. Bei der
Abfeuerung dieser zwei Patronen muß min-
destens einmal jede der folgenden Bedingungen
erfüllt werden:

a) der im Patronenlager entwickelte Druck
muß so sein, daß die Reststauchkörper-
höhe eines LCA Crusher-Zylinders im
1. Manometer des Eichapparates mit
einem 30 mm2 Druckstempel höchstens
3,78 mm (850 Bar) beträgt.

b) Der in der Laufbohrung entwickelte
Druck muß so sein, daß die Reststauch-
körperhöhe eines LCA Crusherzylinders
im 2. Manometer mit einem 30 mm2

Druckstempel und 162 mm vom Boden
der Vertiefung des Verschlußstückes
höchstens 4,40 mm (500 Bar) beträgt.
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2. Verstärkter Beschuß:

Diesem Beschuß werden Gewehre vom Kal. 12,
16 und 20 unterzogen, die mit Patronen geladen
werden, deren durchschnittlicher Höchstdruck
650 Bar übersteigen kann.

Der Beschuß besteht in der Abfeuerung von
mindestens 2 Patronen, unter Berücksichtigung
eines eventuellen Normalbeschusses.

Bei der Abfeuerung dieser zwei Patronen muß
zumindest einmal jede der folgenden Bedingungen
erfüllt werden:

a) Der im Patronenlager entwickelte Druck
muß so sein, daß die Reststauchkörper-
höhe eines LCA Crusherzylinders im
1. Manometer des Eichapparates mit
einem 30 mm2 Druckstempel höchstens
3,16 mm (1200 Bar) beträgt.

b) Der im Lauf entwickelte Druck muß so
sein, daß die Reststauchkörperhöhe eines
Crusherzylinders im 2. Manometer höch-
stens 4,4 mm (500 Bar) beträgt.

Die obgenannten Bedingungen können erfüllt
werden:
— entweder getrennt mit zwei verschiedenen

Patronen
— oder mit zwei gleichen Patronen, die gleich-

zeitig beide Bedingungen a) und b) erfüllen.

Der normale und der verstärkte Beschuß
werden mit zwei verschiedenen Stempeln gekenn-
zeichnet.
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ANHANG II

zu den Vorschriften über die Ständige
Internationale Kommission



1440 78. Stück — Ausgegeben am 30. Juli 1971 — Nr. 269



78. Stück — Ausgegeben am 30. Juli 1971 — Nr. 269 1441



1442 78. Stück — Ausgegeben am 30. Juli 1971 — Nr. 270

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewis-
senhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Bauten und Technik und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 6. April 1971

Der Bundespräsident:

Jonas

Der Bundeskanzler:

Kreisky

Der Bundesminister für Bauten und Technik:

Moser

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kirchschläger

Nach Belgien und Österreich hat Frankreich am 3. Juni 1971 gemäß Art. VI § 1 des vor-
liegenden Übereinkommens die Erfüllung der verfassungsrechtlichen, für die Inkraftsetzung des
Übereinkommens erforderlichen Formalitäten mitgeteilt; das Übereinkommen ist somit gemäß
seinem Art. VI § 2 im Verhältnis zwischen den genannten Staaten am 3. Juli 1971 in Kraft
getreten.

Kreisky

270.

LUFTVERKEHRSABKOMMEN
ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN

BUNDESREGIERUNG UND DER
REGIERUNG DER REPUBLIK IRAK

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Republik Irak, im folgenden
„Vertragschließende Teile" genannt,

Die das am 7. Dezember 1944 in Chicago zur
Unterzeichnung aufgelegte Abkommen über die
Internationale Zivilluftfahrt, im folgenden die
„Konvention" genannt, ratifiziert haben,

Und vom Wunsche geleitet, ein Abkommen
über den Betrieb von Luftverkehrslinien zwi-
schen ihren Hoheitsgebieten und darüber hinaus
zu schließen,

Haben zu diesem Zweck ordnungsgemäß be-
vollmächtigte Vertreter bestellt, die wie folgt
übereingekommen sind:

Artikel I
B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n

Im Sinne dieses Abkommens, sofern sich aus
dem Inhalt nichts anderes ergibt,

1. bedeutet der Ausdruck „Luftfahrtbehörden"
im Falle der Republik Österreich, das Bundes-
ministerium für Verkehr und verstaatlichte Un-
ternehmungen (Oberste Zivilluftfahrtbehörde),
im Falle der Republik Irak, das Verkehrsmini-
sterium (Generaldirektion für Zivilluftfahrt),
oder in beiden Fällen jede andere Behörde, die
gesetzlich berechtigt ist, die derzeit von den
genannten Behörden ausgeübten Funktionen . zu
erfüllen;

2. bedeutet der Ausdruck „namhaft gemachtes
Fluglinienunternehmen" ein Fluglinienunterneh-
men, das ein Vertragschließender Teil dem ande-
ren Vertragschließenden Teil gemäß Artikel III
dieses Abkommens schriftlich als ein Fluglinien-
unternehmen namhaft gemacht hat, welches
internationale Fluglinien auf den im Anhang zu
diesem Abkommen festgelegten Flugstrecken
betreiben soll und die in diesem Abkommen und
seinem Anhang niedergelegten Rechte ausübt;

3. haben die Ausdrücke „Hoheitsgebiet",
„Fluglinie", „Internationale Fluglinie" und
„Nichtgewerbliche Landung" die ihnen in den
Artikeln 2 und 96 der Konvention einschließlich
Änderungen derselben, welche für beide Vertrag-
schließenden Teile in Kraft getreten sind, ge-
gebene Bedeutung.
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Artikel II

V e r k e h r s r e c h t e

1. Jeder Vertragschließende Teil gewährt dem
anderen Vertragschließenden Teil die in diesem
Abkommen festgelegten Rechte zum Zweck der
Errichtung planmäßiger internationaler Flug-
linien auf den im Anhang dieses Abkommens
festgelegten Flugstrecken.

Diese Fluglinien und Flugstrecken werden im
folgenden „vereinbarte Fluglinien" und „festge-
legte Flugstrecken" genannt. Das von jedem
Vertragschließenden Teil namhaft gemachte
Fluglinienunternehmen genießt beim Betrieb
einer vereinbarten Fluglinie auf einer festgeleg-
ten Flugstrecke folgende Rechte:

a) das Hoheitsgebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles ohne Landung zu über-
fliegen;

b) im genannten Hoheitsgebiet Landungen zu
nichtgewerbsmäßigen Zwecken durchzu-
führen;

c) im genannten Hoheitsgebiet an den für
diese Flugstrecke im Anhang dieses Ab-
kommens festgelegten Punkten Landungen
durchzuführen, um im Rahmen des inter-
nationalen Verkehrs Fluggäste, Fracht und
Post abzusetzen und aufzunehmen.

2. Jeder Vertragschließende Teil gewährt dem
anderen Vertragschließenden Teil das Recht,
Serien von nicht planmäßigen Pauschalreise-
flügen zwischen den Hoheitsgebieten beider Ver-
tragschließenden Teile durchzuführen.

3. Keine Bestimmung in Absatz 1 dieses Arti-
kels ist so auszulegen, daß dem Fluglinienunter-
nehmen des einen Vertragschließenden Teiles das
Recht gewährt wird, im Hoheitsgebiet des ande-
ren Vertragschließenden Teiles Fluggäste, Fracht
oder Post, die für einen anderen Punkt im
Hoheitsgebiet des anderen Vertragschließenden
Teiles bestimmt sind, zur entgeltlichen Beförde-
rung aufzunehmen.

4. Der Anhang dieses Abkommens ist ein Teil
des Abkommens und jeder Hinweis auf das
„Abkommen" schließt den Hinweis auf den An-
hang ein.

Artikel III

E r f o r d e r l i c h e B e w i l l i g u n g e n

1. Die internationalen Fluglinien auf den im
Anhang dieses Abkommens festgelegten Flug-
strecken können jederzeit aufgenommen wer-
den, vorausgesetzt daß

a) der Vertragschließende Teil, dem die im
Anhang dieses Abkommens festgelegten
Rechte gewährt werden, ein Fluglinien-

unternehmen schriftlich namhaft gemacht
hat, und

b) der Vertragschließende Teil, der diese
Rechte gewährt, das namhaft gemachte
Fluglinienunternehmen ermächtigt hat, die
Fluglinien in Betrieb zu nehmen.

2. Der Vertragschließende Teil, welcher diese
Rechte gewährt, hat vorbehaltlich der Bestim-
mungen des Absatzes 3 dieses Artikels und der
Artikel IV und LX dieses Abkommens die ge-
nannte Bewilligung zum Betrieb der internatio-
nalen Fluglinie unverzüglich zu erteilen.

3. Jeder Vertragschließende Teil kann von dem
vom anderen Vertragschließenden Teil namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen den Nachweis
verlangen, daß es in der Lage ist, den Anforde-
rungen der Gesetze und Vorschriften des erst-
genannten Vertragschließenden Teiles betreffend
den Betrieb des internationalen Flugverkehrs zu
entsprechen.

Artikel IV

W i d e r r u f u n d U n t e r s a g u n g

1. Jeder Vertragschließende Teil behält sich das
Recht vor, die im Artikel III dieses Abkommens
vorgesehene Bewilligung für ein vom anderen
Vertragschließenden Teil namhaft gemachtes
Fluglinienunternehmen in folgenden Fällen zu
untersagen, zu widerrufen oder Bedingungen
aufzuerlegen:

a) wenn dieses Fluglinienunternehmen den
Luftfahrtbehörden dieses Vertragschließen-
den Teiles nicht nachweisen kann, daß es
den normalerweise von diesen Behörden
angewendeten Gesetzen und Vorschriften
entspricht,

b) wenn dieses Fluglinienunternehmen es
unterläßt, die Gesetze und Vorschriften des
Vertragschließenden Teiles, der diese Rechte
gewährt, zu befolgen, oder

c) wenn er nicht überzeugt ist, daß ein
wesentlicher Teil des Eigentums und die
tatsächliche Kontrolle dieses Fluglinien-
unternehmens bei dem das Fluglinienunter-
nehmen namhaft machenden Vertragschlie-
ßenden Teil oder bei Staatsangehörigen
dieses Vertragschließenden Teiles liegen.

2. Sofern ein sofortiger Widerruf oder eine
sofortige Untersagung der einem vom anderen
Vertragschließenden Teil namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen erteilten Bewilligung
nicht erforderlich ist, um weitere Verstöße gegen
Gesetze und Vorschriften zu verhindern, wird
das Recht, diese Bewilligung zu untersagen oder
zu widerrufen, erst nach Beratung mit dem an-
deren Vertragschließenden Teil ausgeübt.
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Artikel V

F l u g h a f e n - u n d ä h n l i c h e
G e b ü h r e n

Die im Hoheitsgebiet eines Vertragschließen-
den Teiles für die Benützung von Flughäfen und
anderen Luftfahrteinrichtungen durch Luftfahr-
zeuge des vom anderen Vertragschließenden
Teil namhaft gemachten Fluglinienunternehmens
eingehobenen Tarife dürfen nicht höher sein als
diejenigen, welche für seine inländischen in ähn-
lichem internationalen Fluglinienverkehr einge-
setzten Luftfahrzeuge bezahlt werden.

Artikel VI

B e f r e i u n g v o n Z ö l l e n u n d a n d e r e n
A b g a b e n

1. Kraftstoff, Schmieröle, übliche Bordaus-
rüstung, Ersatzteile und Bordvorräte, die von
dem oder für das von einem Vertragschließenden
Teil namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragschlie-
ßenden Teiles eingeführt oder dort an Bord ge-
nommen werden und die lediglich für den Ge-
brauch der Luftfahrzeuge des erstgenannten Ver-
tragschließenden Teiles bestimmt sind, dürfen
hinsichtlich der Zölle, anderer bei der Ein-, Aus-
oder Durchfuhr von Waren eingehobener Ab-
gaben, Untersuchungsgebühren und besonderen
Verbrauchersteuern nicht ungünstiger behandelt
werden als andere Fluglinienunternehmen, die
ähnlichen internationalen Fluglinienverkehr be-
treiben.

2. Luftfahrzeuge des namhaft gemachten Flug-
linienunternehmens eines Vertragschließenden
Teiles, Kraftstoff, Schmieröle, übliche Bordaus-
rüstung, Ersatzteile und an Bord dieser Luft-
fahrzeuge belassene Vorräte sind im Hoheitsge-
biet des anderen Vertragschließenden Teiles von
Zöllen, Untersuchungsgebühren oder ähnlichen
Abgaben oder Gebühren befreit, auch wenn diese
Vorräte auf Flügen über diesem Hoheitsgebiet
von den Luftfahrzeugen verbraucht oder an
Bord verwendet werden. Wenn diese Waren im
Hoheitsgebiet des anderen Vertragschließenden
Teiles entladen werden, unterliegen die entlade-
nen Waren den diesbezüglichen Zollvorschriften.

Artikel VH

K a p a z i t ä t s v o r s c h r i f t e n

1. Dem namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen jedes Vertragschließenden Teiles ist in
gerechter und gleicher Weise Gelegenheit zum
Betrieb von Fluglinien auf jeder gemäß Arti-
kel II Absatz 1 dieses Abkommens festgelegten
Flugstrecke zu geben.

2. Beim Betrieb internationaler Fluglinien auf
den gemäß Artikel II Absatz 1 dieses Abkom-
mens festgelegten Flugstrecken hat das namhaft
gemachte Fluglinienunternehmen jedes Vertrag-
schließenden Teiles auf die Interessen des nam-
haft gemachten Fluglinienunternehmens des an-
deren Vertragschließenden Teiles Bedacht zu neh-
men, um die Fluglinien, die das letztere Flug-
linienunternehmen auf der gleichen Strecke oder
einem Teil hievon betreibt, nicht ungebührlich
zu beeinträchtigen.

3. Hauptzweck der internationalen Fluglinien
auf den gemäß Artikel II Absatz 1 dieses Ab-
kommens festgelegten Flugstrecken ist es, ein Be-
förderungsangebot zur Verfügung zu stellen, das
der voraussehbaren Verkehrsnachfrage nach und
aus dem Hoheitsgebiet des das Fluglinienunter-
nehmen namhaft machenden Vertragschließen-
den Teiles entspricht. Das Recht dieses Flug-
linienunternehmens, Verkehr zwischen Punkten
auf einer gemäß Artikel II Absatz 1 dieses Ab-
kommens festgelegten Flugstrecke, welche im
Hoheitsgebiet des anderen Vertragschließenden
Teiles liegen, und Punkten in dritten Ländern
zu befördern, wird im Interesse einer ordnungs-
gemäßen Entwicklung des internationalen Luft-
verkehrs in der Weise ausgeübt, daß sich die Ka-
pazität richtet nach:

a) der Verkehrsnachfrage nach und aus dem
Hoheitsgebiet des das Fluglinienunterneh-
men namhaft machenden Vertragschließen-
den Teiles;

b) der Verkehrsnachfrage, welche in den von
den Fluglinien durchflogenen Gebieten be-
steht, unter Berücksichtigung örtlicher und
regionaler Fluglinien;

c) den Erfordernissen eines wirtschaftlichen
Betriebes auf Durchgangsflugstrecken.

4. Die Kapazität, Frequenz der Fluglinien auf
den festgelegten Flugstrecken und die betreffen-
den Flugpläne sowie der Verkehrsumfang der
nichtplanmäßigen Pauschalreiseflüge gemäß Arti-
kel II Absatz 2 sind von den namhaft gemach-
ten Fluglinienunternehmen beider Vertragschlie-
ßenden Teile zu vereinbaren und den Luftfahrt-
behörden ordnungsgemäß zur Bewilligung vor-
zulegen.

Artikel VIII

M i t t e i l u n g e n

1. Die namhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men haben den Luftfahrtfbehörden beider Ver-
tragschließenden Teile spätestens 30 Tage vor
Inbetriebnahme der Fluglinien auf den gemäß
Artikel II Absatz 1 dieses Abkommens festge-
legten Flugstrecken die Art der Fluglinie, die
zum Einsatz gelangenden Luftfahrzeugmuster
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und die Flugpläne mitzuteilen. Dasselbe gilt auch
für spätere Änderungen.

2. Die Luftfahrtbehörden jedes Vertragschlie-
ßenden Teiles haben den Luftfahrtbehörden des
anderen Vertragschließenden Teiles auf deren
Ersuchen regelmäßig erscheinende oder andere
statistische Unterlagen, die billigerweise verlangt
werden können, zur Verfügung zu stellen.

Artikel IX

B e f ö r d e r u n g s t a r i f e

Bei der Festsetzung von Tarifen, die für Passa-
giere und Fracht auf den gemäß Artikel II Ab-
satz 1 dieses Abkommens festgelegten Flugstrek-
ken eingehoben werden, sind alle Faktoren, wie
Betriebskosten, angemessener Gewinn, die Merk-
male verschiedener Flugstrecken und wenn mög-
lich die von anderen Fluglinienunternehmen,
welche die gleichen Flugstrecken oder Teile hie-
von befliegen, eingehobenen Tarife zu berück-
sichtigen. Bei der Festsetzung dieser Tarife sind
die Bestimmungen der folgenden Absätze zu be-
achten:

1. Die Tarife werden, wenn möglich, für jede
Flugstrecke zwischen den betreffenden namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen vereinbart.
Zu diesem Zweck haben sich die namhaft gemach-
ten Fluglinienunternehmen nach den Beschlüssen
zu richten, die gemäß den Verkehrskonferenz-
verfahren des Internationalen Luftverkehrsver-
bandes (IATA) anwendbar sind, oder diese
Tarife direkt untereinander, wenn möglich nach
Beratung mit Fluglinienunternehmen dritter
Staaten, welche die gleichen Flugstrecken oder
Teile hievon befliegen, zu vereinbaren.

2. Alle so vereinbarten Tarife sind den Luft-
fahrtbehörden beider Vertragschließenden Teile
spätestens 30 Tage vor dem beabsichtigten Zeit-
punkt ihrer Einführung zur Genehmigung vor-
zulegen. Diese Frist kann in besonderen Fällen
herabgesetzt werden, wenn die Luftfahrtbehör-
den damit einverstanden sind.

3. Wenn zwischen den namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen gemäß Absatz 1 dieses
Artikels keine Einigung erzielt wurde oder wenn
einer der Vertragschließenden Teile den gemäß
Absatz 2 zur Genehmigung vorgelegten Tarifen
nicht zustimmt, haben die Luftfahrtbehörden
beider Vertragschließenden Teile gemeinsam die
Tarife für jene Flugstrecken oder Teile hievon
festzusetzen, hinsichtlich welcher keine Einigung
oder Zustimmung vorhanden ist.

4. Kommt die in Absatz 3 dieses Artikels vor-
gesehene Einigung zwischen den Luftfahrtbehör-
den beider Vertragschließenden Teile nicht zu-
stande, gelangen die Bestimmungen des Arti-
kels XIII dieses Abkommens zur Anwendung.

Bis ein Schiedsspruch ergeht, kann der Ver-
tragschließende Teil, welcher seine Zustimmung
zu einem vorgeschlagenen Tarif nicht gegeben
hat, vom anderen Vertragschließenden Teil ver-
langen, daß der vorher in Kraft gestandene Tarif
beibehalten wird.

5. Die Luftfahrtbehörden jedes Vertragschlie-
ßenden Teiles werden ihr Möglichstes tun, um
zu gewährleisten, daß die festgesetzten und ein-
gehobenen Tarife jenen entsprechen, die bei den
Vertragschließenden Teilen eingereicht wurden,
und daß kein Fluglinienunternehmen irgend-
einen Teil dieser Tarife auf andere Weise als ge-
mäß den IATA-Bestimmungen ermäßigt.

6. Soweit zwischen den Vertragschließenden
Teilen nicht anders vereinbart wurde und vor-
behaltlich der Devisen betreffenden Gesetze und
Vorschriften jedes Vertragschließenden Teiles
verpflichtet sich jeder Vertragschließende Teil,
sein Möglichstes zu tun, um zu gewährleisten,
daß ein in der nationalen Währung eines der
Vertragschließenden Teile angegebener Tarif als
Betrag festgesetzt wird, der dem tatsächlichen
Umrechnungskurs (einschließlich Gebühren oder
anderen Abgaben) entspricht, zu dem die Flug-
linienunternehmen beider Vertragschließenden
Teile die Einnahmen aus ihrem Beförderungs-
betrieb in die nationale Währung des anderen
Vertragschließenden Teiles umwechseln und
überweisen können.

Artikel X

A n p a s s u n g an m u l t i l a t e r a l e
Ü b e r e i n k o m m e n

Tritt ein allgemeines multilaterales Überein-
kommen über Verkehrsrechte für planmäßige
internationale Fluglinien für beide Vertragschlie-
ßenden Teile in Kraft, ist das vorliegende Ab-
kommen auf Ersuchen jedes Vertragschließenden
Teiles in der Weise zu ändern, daß es den Be-
stimmungen eines solchen Übereinkommens ent-
spricht.

Artikel XI

B e r a t u n g e n

Zwischen den Luftfahrtbehörden der beiden
Vertragschließenden Teile wird erforderlichen-
falls ein Meinungsaustausch stattfinden, um enge
Zusammenarbeit und Einverständnis in allen die
Anwendung und Auslegung dieses Abkommens
betreffenden Angelegenheiten zu erzielen.

Artikel XII

A b ä n d e r u n g e n

1. Jeder Vertragschließende Teil kann jederzeit
um Beratungen über Fragen ersuchen, welche die
Auslegung, Anwendung oder Abänderung dieses
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Abkommens und des Anhanges betreffen. Diese
Beratungen beginnen innerhalb eines Zeitraumes
von 60 Tagen nach Erhalt des Ersuchens durch
den anderen Vertragschließenden Teil.

2. Abänderungen dieses Abkommens und des
Anhanges treten gemäß den innerstaatlichen Ge-
setzen und Verfahren jedes Vertragschließenden
Teiles am 30. Tag nach dem Datum eines diplo-
matischen Notenwechsels in Kraft.

Artikel XIII

B e i l e g u n g v o n M e i n u n g s -
v e r s c h i e d e n h e i t e n

1. Ohne Beeinträchtigung des Artikels XIV
dieses Abkommens werden die Vertragschließen-
den Teile, wenn eine Meinungsverschiedenheit
zwischen den Vertragschließenden Teilen über
die Auslegung oder Anwendung dieses Abkom-
mens entsteht, zunächst versuchen, diese in
direkter Verhandlung beizulegen.

2. Wenn es den Vertragschließenden Teilen
nicht gelingt, durch direkte Verhandlungen in-
nerhalb von 30 Tagen eine Regelung zu erzie-
len,

a) können sie sich darauf einigen, die Mei-
nungsverschiedenheit einem von ihnen ein-
vernehmlich bezeichneten Schiedsgericht
oder einer anderen Person oder Stelle zur
Entscheidung zu übertragen, oder

b) falls sie sich nicht einigen oder falls sie sich
nach Einigung, die Meinungsverschieden-
heit an ein Schiedsgericht zu verweisen —
nicht innerhalb von 30 Tagen über dessen
Zusammensetzung einigen können, so kann
jeder Vertragschließende Teil die Mei-
nungsverschiedenheit dem Rat der Inter-
nationalen Zivilluftfahrtorganisation zur
Entscheidung vorlegen.

3. Jeder Vertragschließende Teil kann das
Schiedsgericht oder gegebenenfalls den Rat der
Internationalen Zivilluftfahrtorganisation er-
suchen, innerhalb von 30 Tagen nach diesem
Ersuchen vorläufige Maßnahmen zu bestimmen,
welche zur Wahrung der Rechte beider Vertrag-
schließenden Teile unternommen werden sollen.

4. Die Vertragschließenden Teile werden in
Übereinstimmung mit ihrer innerstaatlichen
Rechtsordnung ihr Möglichstes tun, um einer
Entscheidung oder einem Schiedsspruch des
Schiedsgerichtes Wirksamkeit zu verleihen.

5. Wenn und solange ein Vertragschließender
Teil oder ein namhaft gemachtes Fluglinien-
unternehmen eines Vertragschließenden Teiles es
unterläßt, auf Grund der Absätze 2 und 3 dieses

Artikels angegebene vorläufige Maßnahmen zu
treffen oder gefällte endgültige Entscheidungen
zu befolgen, kann der andere Vertragschließende
Teil Rechte beschränken, verweigern oder wider-
rufen, die er auf Grund dieses Abkommens dem
schuldigen Vertragschließenden Teil oder dem
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen die-
ses Vertragschließenden Teiles oder dem schuldi-
gen namhaft gemachten Fluglinienunternehmen
gewährt hat.

Artikel XIV

K ü n d i g u n g

Jeder Vertragschließende Teil kann jederzeit
dem anderen Vertragschließenden Teil seinen
Wunsch bekanntgeben, dieses Abkommen zu
kündigen. Diese Benachrichtigung ist gleichzeitig
dem Rat der Internationalen Zivilluftfahrt-
organisation zur Kenntnis zu bringen. In diesem
Falle läuft das Abkommen 12 Monate nach dem
Zeitpunkt des Eintreffens der Kündigung beim
anderen Vertragschließenden Teil ab, sofern
nicht die Kündigung vor Ablauf dieses Zeitrau-
mes zurückgezogen wird. Wenn keine Empfangs-
bestätigung durch den anderen Vertragschlie-
ßenden Teil erfolgt, gilt die Mitteilung als
14 Tage nach Empfang durch den Rat der Inter-
nationalen Zivilluftfahrtorganisation eingegan-
gen.

Artikel XV

R e g i s t r i e r u n g

Dieses Abkommen und alle Änderungen des-
selben sind beim Rat der Internationalen Zivil-
luftfahrtorganisation zu registrieren.

Artikel XVI

I n k r a f t t r e t e n

Dieses Abkommen tritt zu dem Zeitpunkt in
Kraft, welcher im diplomatischen Notenwechsel,
der die Erfüllung der durch die nationale Gesetz-
gebung den Vertragschließenden Teilen vorge-
schriebenen Erfordernisse feststellt, bestimmt
wird.

ZU URKUND DESSEN haben die unter-
fertigten, von ihren Regierungen hiezu ord-
nungsgemäß ermächtigten Vertreter dieses Ab-
kommen unterzeichnet und mit ihren Siegeln
versehen.

GESCHEHEN in doppelter Urschrift zu Bag-
dad am 21. 11. 1970 der christlichen Zeitrech-
nung, welcher dem 23. Tag des Ramadan des
Jahres 1390 der Hedschra entspricht, in deut-
scher, arabischer und englischer Sprache; im Falle
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von Meinungsverschiedenheiten ist der englische
Text maßgebend.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Dr. Norbert Linhart

Außerordentlicher und bevollmächtigter Bot-
schafter der Republik Österreich im Irak

Für die Regierung der Republik Irak:

Dr. Mohammed Saleh Al-Bayati

Generaldirektor für Zivilluftfahrt

ANHANG

zum Luftverkehrsabkommen zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der

Regierung der Republik Irak
1. Das von der Österreichischen Bundesregie-

rung namhaft gemachte Fluglinienunternehmen

ist berechtigt, folgende Flugstrecke in beiden
Richtungen zu befliegen:

Wien—Athen oder Istanbul—Bagdad—Bah-
rein—Teheran oder Abadan—Karachi—New
Delhi.

2. Das von der Regierung der Republik Irak
namhaft gemachte Fluglinienunternehmen ist be-
rechtigt, folgende Flugstrecke in beiden Richtun-
gen zu befliegen:

Bagdad—Damaskus oder Beirut—Istanbul—
Wien—Frankfurt—Amsterdam—London.

3. Die namhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men können einen oder mehrere Punkte auf den
in diesem Anhang festgelegten Flugstrecken auf
einem, mehreren oder allen Flügen auslassen.

4. Dieser Anhang bleibt 18 Monate nach In-
krafttreten des Abkommens in Geltung und wird
automatisch erneuert, sofern nicht ein Vertrag-
schließender Teil sechs Monate vor Ablauf des
erstgenannten Zeitraumes um Abänderung des
Anhanges ersucht.
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Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Abkommens wurde gemäß Artikel XVI des
Abkommens durch diplomatischen Notenwechsel mit 4. August 1971 bestimmt.

Kreisky
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